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1. Fragestellung 

Gefragt wird nach den Voraussetzungen, unter denen privater Wohnraum zur Unterbringung  
obdachloser oder von Obdachlosigkeit bedrohter Asylbewerber in Anspruch genommen werden 
kann. 

2. Inanspruchnahme von Wohnraum nach den Grundsätzen des polizeilichen Notstandes 

Da der Eigentümer des betroffenen Wohnraums kein Störer im polizeirechtlichen Sinne ist 
(„Nichtstörer“), kommt seine Inanspruchnahme nur unter den Voraussetzungen des sog. polizei-
lichen Notstandes in Betracht, der in dem Polizei- und Ordnungsrecht der Länder geregelt ist. 
Trotz unterschiedlicher Formulierungen in den Landesregelungen lassen sich im Wesentlichen 
folgende Voraussetzungen für ein entsprechendes Eingreifen der Ordnungsbehörden festhalten: 

Zunächst muss eine gegenwärtige erhebliche Störung oder Gefahr für die öffentliche Sicherheit 
zu beseitigen sein. Es ist allgemein anerkannt, dass unfreiwillige Obdachlosigkeit als Störung der 
öffentlichen Sicherheit zu bewerten ist (vgl. Blank, in: Schmidt-Futterer, Mietrecht, 11. Aufl. 
2013, Vorbem. zu § 535 BGB, Rn. 161). 

Weiter setzt eine Inanspruchnahme nach den Grundsätzen des polizeilichen Notstandes voraus, 
dass Maßnahmen gegen die an sich polizeirechtlich Verantwortlichen nicht oder nicht rechtzeitig 
möglich sind oder keinen Erfolg versprechen. Polizeirechtlich verantwortlich für die Obdachlosigkeit 
sind im vorliegenden Fall die Asylbewerber. (Die Qualifikation als Störer erfolgt im Polizeirecht 
ohne Rücksicht auf ein Verschulden.) Diese dürfen nicht in der Lage sein, sich selbst eine Unter-
kunft zu beschaffen. 

Erforderlich ist außerdem, dass die Ordnungsbehörden die Gefahr nicht oder nicht rechtzeitig 
entweder selbst oder durch Beauftragte abwehren kann. Das bedeutet, dass eine Inanspruch-
nahme von privatem Wohnraum erst nach Erschöpfung aller anderen Möglichkeiten (z.B. Unter-
bringung in einer städtischen Notunterkunft, Anmietung angemessener Hotelzimmer usw.) in Be-
tracht kommt. 

Darüber hinaus ist eine Inanspruchnahme eines Nichtstörers nur zulässig, wenn die in Anspruch 
zu Nehmenden ihrer Verpflichtung ohne erhebliche eigene Gefährdung und ohne Verletzung 
eigener höherwertiger Pflichten nachkommen können. 

Schließlich muss der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit als allgemeine Schranke für jede ord-
nungsbehördliche Maßnahme eingehalten werden. Die Inanspruchnahme privaten Wohnraums zur 
Unterbringung obdachloser Asylbewerber darf nicht zu einer Beeinträchtigung des Wohnungsei-
gentümers führen, die zu dem beabsichtigen Erfolg in einem offenbaren Missverhältnis steht. Dabei 
ist eine Abwägung zwischen den Grundrechten der betroffenen Asylbewerber (Art. 2 Abs. 2 S. 1 
Grundgesetz: Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit) und des Vermieters (Art. 14 Grund-
gesetz: Recht auf Verfügung über das Eigentum) vorzunehmen. Hieraus folgt auch, dass die Inan-
spruchnahme privaten Wohnraums keine Dauerlösung sein kann. 
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